Ich halte den Gedanken für strategisch interessant, würde aber eine wichtige Differenzierung machen.
Nicht jeder Kläger sollte sofort dieselbe neue Klage erheben. Aus meiner Sicht wäre es klüger, ein oder wenige sorgfältig ausgewählte Musterverfahren aufzubauen. Wenn 100 nahezu identische Klagen gleichzeitig eingehen und alle mit derselben Begründung abgewiesen werden, habt ihr zwar viele Verfahren, aber noch keine höchstrichterliche Klärung. Ein gut vorbereitetes Musterverfahren mit einem geeigneten Kläger ist häufig wirkungsvoller.
Wer wäre ein guter Musterkläger?
Ich würde jemanden auswählen,
· bei dem bereits ein Beitragsverfahren gelaufen ist,
· der nachweislich Auskunfts- und Datenzugangsbegehren gestellt hat,
· dessen Anträge von ARD, ZDF oder Deutschlandradio ausdrücklich abgelehnt wurden,
· und bei dem diese Ablehnungen bereits Bestandteil der Gerichtsakten sind.
Dann kann man dem Gericht zeigen:
Ich habe alles versucht. Ich habe Daten beantragt. Ich habe Auskünfte verlangt. Ich habe Mitwirkung eingefordert. Alles wurde verweigert. Nun verlange ich eine gerichtliche Klärung dieser vorgelagerten Rechtsfrage.
Das ist deutlich stärker als ein rein abstrakter Antrag.
Zu den Kosten
Die Kosten hängen vom Streitwert ab, den das Verwaltungsgericht festsetzt.
Bei einer solchen Klage wären nach meiner Einschätzung mehrere Streitwerte denkbar:
· 5.000 €: Das ist im Verwaltungsrecht häufig der Regelstreitwert für nichtvermögensrechtliche Verfahren.
· 2.500 €: Denkbar, wenn das Gericht die Bedeutung geringer bewertet.
· In Ausnahmefällen auch ein anderer Wert.
Bei einem Streitwert von 5.000 € liegen die reinen Gerichtsgebühren der ersten Instanz nach dem Gerichtskostengesetz typischerweise bei einigen hundert Euro, nicht bei 5.000 €. Ohne anwaltliche Vertretung fallen zunächst nur diese Gerichtsgebühren an. Mit Anwalt kommen dessen Gebühren hinzu, die sich ebenfalls am Streitwert orientieren.
Deshalb war der Hinweis des Richters im Termin zwar richtig, konnte aber leicht missverstanden werden: Ein Streitwert von 5.000 € bedeutet gerade nicht Gerichtskosten von 5.000 €.
Strategisch hätte ich noch einen weiteren Gedanken
Ich würde diese Klage nicht als bloße "Datenherausgabeklage" vermarkten.
Sie ist in Wahrheit viel grundsätzlicher.
Im Kern lautet die Rechtsfrage:
Darf der Staat oder eine öffentlich-rechtliche Institution von einem Bürger einen wissenschaftlich fundierten Tatsachenvortrag verlangen, wenn sie selbst die hierfür notwendigen Informationen vollständig kontrolliert und deren Herausgabe verweigert?
Das ist eine Frage, die weit über den Rundfunk hinaus Bedeutung haben könnte. Sie berührt den Anspruch auf effektiven Rechtsschutz aus Art. 19 Abs. 4 GG sowie allgemeine Grundsätze der Darlegungs- und Beweislast.
Deshalb würde ich diese Verfahren sehr bewusst als Musterverfahren zur Informationsasymmetrie und zum effektiven Rechtsschutz aufbauen. Das dürfte auch die Chancen erhöhen, dass sich höhere Instanzen mit der zugrunde liegenden Rechtsfrage befassen.


Ich halte den Gedanken für strategisch nachvollziehbar, würde ihn aber an einer Stelle anders aufbauen.
Der eigentliche Hebel ist aus meiner Sicht nicht die Zahl 50, sondern die Qualität der Rechtsfrage.
Wenn ihr 50 nahezu identische Klagen bei 50 Verwaltungsgerichten einreicht, können zwei Dinge passieren:
1. Die Gerichte erkennen, dass es sich um eine bundesweit koordinierte Grundsatzfrage handelt und setzen sich ernsthaft damit auseinander.
2. Oder sie orientieren sich gegenseitig an den ersten ablehnenden Entscheidungen, sodass sich eine einheitliche Gegenlinie entwickelt.
Beides ist möglich. Deshalb würde ich die Verfahren leicht variieren, ohne den Kern zu verändern. Beispielsweise könnten unterschiedliche Kläger unterschiedliche Schwerpunkte setzen:
· effektiver Rechtsschutz (Art. 19 Abs. 4 GG),
· Amtsermittlungsgrundsatz (§ 86 VwGO),
· Informationsasymmetrie,
· Beweisnähe und sekundäre Darlegungslast,
· Anspruch auf Datenzugang,
· Depublizierung und Archivproblematik.
So entsteht keine bloße Serie identischer Klagen, sondern mehrere rechtliche Zugänge zu derselben Grundfrage.
Der eigentliche Gedanke gefällt mir
Ich glaube sogar, dass das die erste koordinierte Prozessstrategie dieser Art im Rundfunkbeitragsrecht wäre.
Nicht mehr:
"Der Rundfunk erfüllt seinen Auftrag nicht."
Sondern:
"Der Staat verlangt einen Beweis, verhindert aber gleichzeitig den Zugang zu den dafür notwendigen Informationen."
Das ist eine andere Diskussion.
Was ich vorher unbedingt machen würde
Bevor auch nur eine dieser Klagen eingereicht wird, würde ich ein Musterpaket entwickeln:
· eine vollständig ausgearbeitete Klageschrift,
· ein Anlagenverzeichnis,
· das V-Gutachten,
· das Rundfunkalarm-Gutachten,
· sämtliche bisherigen Ablehnungsschreiben von ARD, ZDF und Deutschlandradio,
· eine Übersicht aller bereits gestellten Datenanträge,
· eine Dokumentation, welche Daten jeweils verweigert wurden.
Dann kann jeder Kläger mit demselben Fundament arbeiten.
Noch ein strategischer Gedanke
Wenn ihr tatsächlich in vielen Gerichtsbezirken parallel vorgeht, würde ich von Anfang an ein Entscheidungsregister führen.
Für jedes Verfahren:
· Gericht
· Richter
· Datum
· Aktenzeichen
· Datenantrag gestellt?
· Begründung der Ablehnung
· Argumente des Gerichts
· Bezug auf das V-Gutachten
· Bezug auf Art. 19 Abs. 4 GG
· Bezug auf § 86 VwGO
· Ergebnis
Nach einigen Monaten hättet ihr eine empirische Auswertung darüber, wie die Verwaltungsgerichte in Deutschland mit genau dieser Rechtsfrage umgehen. Das wäre nicht nur für eure Strategie wertvoll, sondern könnte auch für höhere Instanzen interessant sein.
Eine offene Rechtsfrage
Ein Punkt sollte vor der Umsetzung allerdings sorgfältig geprüft werden: Welche Klageart ist in dieser Konstellation die statthafte? Je nach genauer Ausgestaltung des bisherigen Datenantrags und seiner Ablehnung könnte eine allgemeine Leistungsklage, eine Verpflichtungsklage oder hilfsweise eine Feststellungsklage in Betracht kommen. Diese Weichenstellung ist entscheidend, weil sie über die Zulässigkeit der Klage mitentscheidet.
Deshalb würde ich nicht sofort 50 Klagen versenden, sondern zunächst ein oder zwei Musterverfahren mit einer verwaltungsprozessrechtlich sehr sorgfältig ausgearbeiteten Klageschrift aufsetzen. Wenn diese Konstruktion trägt, lässt sie sich anschließend bundesweit vervielfältigen. Das erhöht die Wahrscheinlichkeit, dass die Gerichte sich mit der materiellen Frage befassen, statt die Verfahren bereits an prozessualen Hürden scheitern zu lassen.


Ja — das ist als Druckstrategie logisch. Aber ich würde es nicht als „ein Drittel / ein Drittel / ein Drittel“ wild streuen, sondern als kontrollierte Prozessoffensive mit zwei Hauptvarianten.
Der sauberste Aufbau wäre:
Variante A: allgemeine Leistungsklage
Für Fälle, in denen die Rundfunkanstalt faktisch handeln soll, aber kein klassischer Verwaltungsakt begehrt wird.
Antrag:
Die Beklagte wird verurteilt, dem Kläger die zur wissenschaftlich belastbaren Programmrüge erforderlichen Programmdaten, Metadaten, Transkripte, Archivdaten und Depublizierungsnachweise zugänglich zu machen.
Hilfsweise Feststellung:
Es wird festgestellt, dass der Kläger ohne Zugang zu diesen Daten nicht in der Lage ist, den vom BVerwG geforderten substantiierten Vortrag zu führen.
Das ist aus meiner Sicht die stärkere Variante.
Variante B: Verpflichtungsklage
Nur dort, wo ihr vorher einen förmlichen Antrag gestellt habt und die Rundfunkanstalt diesen durch Bescheid oder bescheidähnliche Ablehnung zurückgewiesen hat.
Die Verpflichtungsklage passt, wenn man den Erlass eines abgelehnten oder unterlassenen Verwaltungsakts begehrt; das steht in § 42 Abs. 1 VwGO. § 113 Abs. 5 VwGO regelt dann, dass das Gericht bei rechtswidriger Ablehnung die Behörde zur beantragten Amtshandlung verpflichten kann. (Dejure)
Hauptantrag:
Die Beklagte wird unter Aufhebung des Ablehnungsschreibens vom … verpflichtet, über den Antrag des Klägers vom … unter Beachtung der Rechtsauffassung des Gerichts neu zu entscheiden / die beantragten Daten zugänglich zu machen.
Hilfsweise Feststellung: wie oben.
Variante C: reine Feststellungsklage
Die würde ich nicht als Hauptmasse nehmen, sondern nur für besonders passende Fälle. Denn § 43 Abs. 2 VwGO enthält die Subsidiarität: Feststellung geht nicht, soweit Rechte durch Gestaltungs- oder Leistungsklage verfolgt werden können. (Gesetze im Internet)
Deshalb: Feststellungsklage immer hilfsweise, aber selten allein.
Mein konkreter Schlachtplan
Ich würde 50 Verfahren so verteilen:
30 Leistungsklagen
20 Verpflichtungsklagen
in allen 50 Verfahren hilfsweise Feststellungsanträge
Das ist juristisch robuster als drei gleich große Blöcke.
Warum? Weil ihr damit den Gerichten nicht erlaubt, alles mit „falsche Klageart“ wegzuwischen. Wenn das Gericht sagt „keine Leistungsklage“, landet es beim Hilfsantrag. Wenn es sagt „eigentlich Verpflichtungsklage“, habt ihr die zweite Schiene.
Kosten grob
Bei einem Streitwert von 5.000 € liegt die einfache Gerichtsgebühr aktuell bei 170,50 €; im verwaltungsgerichtlichen ersten Rechtszug fallen regelmäßig mehrere Gebühren an. Praktisch sollte man je Verfahren eher mit ca. 511,50 € Gerichtskosten kalkulieren, wenn es nicht vorher erledigt wird. (Gesetze im Internet)
Für 50 Verfahren also grob:
ca. 25.575 € Gerichtskosten
Deine Schätzung mit 25.000 € ist also ziemlich genau auf der Schneide.
Mein Fazit: Ja, Big Bang ist möglich. Aber bitte nicht als juristisches Feuerwerk, sondern als sauber getaktete Salve: 50 Gerichte, zwei Klagearten, identische Kernfrage, hilfsweise Feststellung, zentrales Monitoring.


